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Beratung Tag Behandlung 
   

Die Oberbürgermeisterin 24.01.2023 nicht öffentlich 
Stadtrat 16.02.2023 öffentlich 

 
 
 
 
Thema: Transparente Stellungnahmen 

 
 
 
In seiner Sitzung am 08.12.2022 hat der Stadtrat folgenden Antrag A0249/22 nebst A0249/22/1 
in die Ausschüsse KRB und FuG verwiesen: 
 
A0249/22: 
 
Die Oberbürgermeisterin wird gebeten Vorlagen der Verwaltung, wie Stellungnahmen, 
Informationsvorlagen und Drucksachen so zu gestalten, dass Stadträt*innen, Bürger*innen und 
Journalist*innen diese möglichst einfach nachvollziehen können.  
 
Dafür werden für zukünftige Vorlagen folgende Maßnahmen ergriffen: 
 

1. Sofern auf ein Gesetz oder ähnliches Bezug genommen wird, ist dies in der aktuell 

gültigen Fassung mit eindeutigen Verweisen und, wenn möglich, durch einen URL-Link 

auf die Quelle in einer Fußnote zu zitieren.  

 

2. Bei Bezugnahme auf frühere Vorlagen und/oder Beschlüsse des Stadtrates, sind diese 

durch möglichst präzisen Quellenverweis zu verlinken. Gleiches gilt für die Bezugnahme 

auf Förderprogramme.   

 

3. Sofern auf Veröffentlichungen Bezug genommen wird, sind diese durch möglichst 

präzisen Quellenverweis und Link zu verlinken.  

 

Die Oberbürgermeisterin wird gebeten, diese Maßnahmen schrittweise und bis spätestens Juli 
2023 vollständig einzuführen. 
 
A0249/22/1: 
  
Den aufgeführten Punkten wird ein Punkt „4.“ hinzugefügt, der wie folgt lautet: 
  
4. Die Stadtverwaltung soll prüfen, inwiefern Stellungnahmen bisher welche Ansprüche an 
Barrierefreiheit erfüllen bzw. verfehlen. Darüber hinaus sollen in diesem Prozess 
Optimierungspotentiale zu o.g. Thematik identifiziert und mit Handlungsempfehlungen 
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herausgearbeitet werden. Eine Berichterstattung über die Prüfergebnisse soll in dem im 
Ausgangsantrag benanntem Zeitraum erfolgen. 
  
 
Zwischeninformation 

 
 
Da bei der Erarbeitung der Stellungnahme umfassende Prüfungen notwendig sind und nicht nur 
verschiedene Bereiche der Verwaltung, sondern auch Externe wie z.B. die KID GmbH beteiligt 
sind, verzögert sich die Vorlage der Stellungnahme auf Ende April 2023. 
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